
   jd. Stade.  Die Kommunalwahl 
steht vor der Tür: Am kommenden 
Sonntag, 12. September, entschei-
den die Bürger, wer sie künftig in 
den Räten vertritt. In Stade verlief 
der Wahlkampf ziemlich unspek-
takulär. Das mag daran liegen, 
dass es - anders als in Buxtehude 
- nicht um den Chefsessel im Rat-
haus geht (siehe Meldung unten). 
Zudem sind politische Streitthe-
men wie etwa die umstrittene 
Straßenausbau-Beitragssatzung 
(STRABS) ad acta gelegt. Diskussi-
onen um Inhalte gab es im Vorfeld 
so gut wie gar nicht. Das WOCHEN-
BLATT hat sich jetzt noch einmal 
ein für die Wähler wichtiges The-
menfeld herausgegriffen und dazu 
die Wahlprogramme der Stader 
Parteien und Wählervereinigun-
gen unter die Lupe genommen: Es 
geht um die Wirtschaft und damit 
vor allem auch um Arbeitsplätze.   

  Die beiden großen Parteien in 
Stade, CDU und SPD, widmen sich 
in ihren Programmen ausgiebig 
diesem Thema. Bei den Christde-

 
 

  

bringt Lebensqualität.“ Es wird 
schwadroniert über gesicherte 
Arbeitsplätze, die Voraussetzung 
für ein erfülltes Leben seien, und 
über eine vielfältige Wirtschafts-
struktur in Stade, die den Bürgern 
Sicherheit und ein besseres Selbst-
wertgefühl vermittele. Klingt 
schön, ist aber bar jeglicher Inhal-
te.   

  Doch was steckt hinter die-
sen Parolen? Tatsächlich finden 
sich auch konkrete Aussagen: 
So gibt die SPD ein kla-
res Bekenntnis zum 
I n d u s t r i e s t a n d o r t 
Stade ab, wobei der 
Fokus künftig auf 
eine „nachhaltige 
und grüne Industrie“ 
gelegt werden müsse 
- Stichwort Wasserstoff. 
Wichtig ist für die Genossen 
eine gute Verkehrsanbindung der 
dortigen Betriebe: „Deshalb ste-
hen wir auch hinter dem Bau von 
A26 und A20“, heißt es wörtlich im 
SPD-Programm.   

  
 
 

Tiefseehafen und dem gut ausge-
bauten Industriegleisnetz hervor. 
„Aber das ist kein Selbstläufer“, 
konstatiert die CDU: „Aktive Bewer-
bungen um Neuansiedlungen im 
Bereich von Zukunftstechnologien 
sind dringend nötig“. Perspektiven 
für die Zukunft sehen die Christ-
demokraten „insbesondere im 
Bereich der Chemie, des CFK sowie 
der Produktionskette rund um den 
Bau von Flugzeugkomponenten“. 

Wichtig für die Stärkung des 
Industriestandorts Stade 

seien zudem der Bau 
der Autobahn und die 
geplante Erweiterung 
des Seehafens.   

  Hier setzt auch die 
FDP an: Sie betrach-

tet den Ausbau des 
Seehafens zu einem 

„Green-Energy-Hotspot“ als 
Chance, „die wir nicht verpassen 
dürfen“. Allerdings sei der Umstieg 
von konventioneller Energie (wie 
LNG-Gas) hin zu einer sauberen 
Wasserstoffwirtschaft „nicht von 
heute auf morgen zu haben“, so 
die Liberalen. Den Umbau des 
Industriestandortes Stade mit 

dem Schwerpunkt auf grüne Ener-
gie betrachtet die FDP als zentra-
les politisches Thema. So könnten 
Arbeitsplätze gesichert werden. 
Um das Angebot an Arbeitsplät-
zen macht sich auch die Wählerge-
meinschaft (WG) Stade Gedanken. 
Sie will sich für die Ausweisung 
weiterer Gewerbestandorte ein-
setzen, damit sich neue Betriebe 
ansiedeln bzw. bestehende Firmen 
erweitern können.      

  Bei den Grünen findet sich das 
Thema Wirtschaft an letzter Stel-
le ihres 15-Punkte-Programms 
für Stade - ob mit Absicht oder 
aus Zufall, mag dahingestellt blei-
ben. „Industriestandort ja - aber 
mit Zukunftsfähigkeit“, sagt die 
Öko-Partei. Die Rede ist von einer 
„nachhaltigen, energieeffizienten 
Wirtschaft“, dem „Aufbau digitaler 
Kompetenzen“ und der „gezielten 
Unterstützung von innovativen 
Geschäftsmodellen“. Kein Wort 
dazu, was das konkret heißen soll. 
Die Linken wiederum sagen nur, 
was sie nicht wollen in puncto Wirt-
schaft: Sie sind gegen ein LNG-Ter-
minal am Stader Seehafen. Diese 
Technologie sei extrem klimafeind-
lich und bringe „kaum wertvolle 
Arbeitsplätze“. Auch der Weiterbau 
der Autobahn wird abgelehnt.   

  Nun besteht der Wirtschafts-
standort Stade nicht allein aus 
dem Industriesektor. So hebt die 
SPD in ihrem Programm die „hete-
rogene Wirtschaftsstruktur aus 
Industrie, Mittelstand, Handwerk, 
Einzelhandel und Dienstleistern“ 
hervor. Dieser Mix mache die Han-
sestadt weniger anfällig bei Kri-
sen einzelner Branchen. Gerade 
Mittelstand und Handwerk soll-
ten gefördert werden, meinen die 
Genossen. Für diese Firmen soll-
ten Flächen geschaffen werden. 
Außerdem möchte die SPD einen 
„Mittelstandslotsen“ installieren. 
Und auch die CDU erklärt: „Für 
den Mittelstand als tragende Säule 
unserer Wirtschaft wollen wir beste 
Rahmenbedingungen.“  

  Wirtschaftsstandort Stade:  
  Was wollen die Parteien?  

  Das WOCHENBLATT hinterfragte die Wahlprogramme zu den Themen Industrie und Arbeitsplätze  

   Wichtiger Bestandteil des Wirtschaftsstandortes Stade: Der Seehafen mit dem 
Industriegebiet Bützfleth       Foto:   Falcon Crest Air   

jd. Stade-Bützfleth. Die Bürger-
initiative Bützfleth begleitet seit 
Jahren kritisch die Pläne zur Tras-
senführung der Autobahn A26. 
Nach ihrem Willen soll die Trasse 
südlich an der Rotschlammdeponie 
vorbeiführen und nicht - wie derzeit 
geplant - nördlich. Die BI fordert 
jetzt die Parteien vor Ort dazu auf, 
zu diesem Ansinnen Stellung zu 
beziehen.

„Die A26 soll westlich vom Bütz-
flether Ortskern durch ein weitge-
hend unzerschnittenes Grünland- 
areal verlaufen“, sagt BI-Sprecher 
Jan Witt. Das wirke für viele Bütz-
flether wie eine Zange: von Osten 
die Industrie und von Westen 
zukünftig die Autobahn. Die Orts-
teile Bützfleth und Bützflether Moor 
würden durch die Trasse getrennt 
werden. Doch die Politik ignoriere 
die Sorgen und Einwendungen der 
Bürger. Die BI fürchtet, dass Abgase 
und Lärm vornehmlich bei West-
wind direkt ins Dorf getragen wer-
den.

Die Variante südlich der Rot-
schlammdeponie sowie eine Ver-
legung des Autobahnkreuzes 
Kehdingen nach Westen müsse 
dringend geprüft werden, so Witt. 
Die von den Behörden vorgesehe-
ne Trasse durch das Moor sei die 
deutlich schlechtere Variante. „Doch 
noch kann dieser Fehler korrigiert 
werden“, meint Witt. Die Planfest-
stellung laufe noch. Witt verweist 
zudem darauf, dass der Untergrund 
nahe des Geestrandes bei Groß 

Sterneberg deutlich besser für den 
Bau geeignet sei als der Untergrund 
im Bereich Bützfleth mit bis zu 22 
Meter mächtigen Torfschichten. 
Das sei für eine Autobahn der denk-
bar schlechteste Baugrund. 

Die BI führt noch zahlreiche 
weitere Argumente gegen eine 
Autobahntrasse nördlich der Rot-
schlammdeponie ins Feld und for-
dert die Stader Parteien auf, sich 
hier zu positionieren. Gegenüber 
den Wählern solle erklärt wer-
den, ob man sich für Bützfleth und 
gegen die geplante Trasse im letz-
ten unzerstörten Landschaftsraum 
einsetze.

Dabei geht es um die folgenden 
fünf Fragen:
1. Wie stehen Sie und Ihre Partei zu 
der geplanten Autobahn (A 26) und 
den damit verbundenen Belastun-
gen für die Bützflether Bürger?
2. Was halten Sie von der Alternativ-
trasse südlich der Rotschlammde-
ponie und welche Chancen räumen 
Sie der Variante ein?
3. Hat Ihre Partei seit dem Vorschlag 
für eine Südtrasse 2018 etwas für 
diese „letzte Chance für Bützfleth“ 
unternommen?
4. Sind Sie und Ihre Partei bereit, 
die Prüfung und Durchsetzung der 
Südtrasse politisch zu unterstützen?
5. Wie attraktiv wird Bützfleth in 20 
Jahren für unsere Kinder, Enkel oder 
Neubürger sein?

• Die Ergebnisse der Befragung 
will die BI unter www.Buergerinitiative-
Buetzfleth.de veröffentlichen.

BI fordert anderen 
A26-Trassenverlauf
Parteien erhielten Fragen zur Kommunalwahl

jd. Stade. In Stade geht es 
bei dieser Kommunalwahl 
„nur“ um den Rat. Der wichtigs-
te politische Posten in der Han-
sestadt, das Amt des Bürger-
meisters, stand bereits vor zwei 
Jahren zur Wahl. Sönke Hartlef 
(CDU) siegte im Juni 2019 in 
der Stichwahl gegen die bishe-
rige Amtsinhaberin Silvia Nie-
ber (SPD). Seine Amtszeit endet 
erst im Herbst 2026, wenn auch 
die Wahlperiode für den jetzt 
zu wählenden Rat ausläuft. 

Da diesmal kein neuer Bür-
germeister gewählt werden 
muss, fand in Stade auch kein 
personenbezogener Kom-
munalwahlkampf statt.  Zwar 
gibt es noch die Posten der 
stellvertretenden Bürgermeis-
ter, doch diese Ämter sind mit 
keinen politischen Funktionen 
verknüpft. Hartlefs drei Stell-
vertreter, die aus der Mitte der 
Ratsmitglieder gewählt wer-
den, haben nur repräsentati-
ve Aufgaben zu erfüllen. Sie 
treten meist  in Erscheinung, 
wenn der Bürgermeister ver-
hindert ist. 

Wahrscheinlich kennen die 
meisten Stader nicht einmal 
die Namen der stellvertreten-
den Bürgermeister. Hand aufs 
Herz, wer hätte es gewusst: 
Melanie Rost (CDU) ist erste 
stellvertretende Bürgermeiste-
rin, Monika Ziebarth (SPD) die 
zweite Vertreterin und Carsten 
Brokelmann (WG) Stellvertreter 
Nummer drei.

Keine Wahl des
Bürgermeisters

jab. Stade. Die katholische 
Gemeindeassistentin Anna-Lena 
Passior, Sabine Ulrich vom Projekt 
„RaumZeit“ und die Pastorin Johan-
na Wutkewicz bieten ab Freitag, 10. 
September einen Workshop an. An 
sechs Abenden geht es um die 

Sehnsucht im Leben. Den Auftakt 
bildet ein Vortreffen per Zoom um 
19 Uhr. Die Treffen finden ab dem 
29. September immer mittwochs 
von 19 bis 21 Uhr statt. Infos: anna-
lena.passior@heilig-geist-stade.de, sabine.ulrich@
evlka.de oder johanna.wutkewicz@evlka.de.

Über Sehnsucht im eigenen Leben
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